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Stellt ein in Bayern zugelassener Rechtsanwalt in
ZK> § 233} EGZPO §'7

$*>>einer von einem bayrischen OLG' entschiedenen Sache 
einen Antrag auf Bewilligung des Armenrechts zur 
Revisionseinlegung beim BGH, und nicht bei dem
mm * s * •' ''^> '*8511̂ -̂§§ 7 RGZPQ, 8 EGGVG zuständigen Bayerischen Obere; 
Landesgericht; so-ist die hierdureh hervorgert 
Versäumung der Revisionsfrist kein unabwendbare^ 
Zufall nach § 233 ZPO. *'

Aktenzeichen: VI ZR 204/53
Beschluß des BGH vom .19« September 1953
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In Sachen

des Walter H , Metzgermeister in S

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtstnwalt Frhr. von

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Pr. Werner fl

hat der VI» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs durch 
die Bundesrichter Br. Kleinewefers, Dr. Gelhaar, Dr. 
Karl Meyer, Hanebeck und Dr. Bode am 19* September 
1953 beschlossen:

Der Antrag des Beklagten, ihm wegen der Ver­
säumung der Frist zur Einlegung der Revision 
gegen das Urteil des 1* Zivilsenats des Ober­
lande sgerichts in Bamberg vom 26. November 
1952 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu gewähren, wird kostenpflichtig zurUckge- 
wiesen»

g e g e n

Adolf L Metzgermeister inp in , P
Kläger, Berufungskläger und Re 
visionsbeklagten,
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In einem früheren Rechtsstreit sind die Parteien 
wegen des aus einem Verkehrsunfall entstandenen Scha­
dens als Gesamtschuldner in Anspruch genommen und ver­
urteilt worden« Zahlung hat bisher nur der Kläger ge­
leistet, Dieser hat den Beklagten zur AusgleichsZah­
lung in Anspruch genommen und weiter Feststellung we­
gen etwaiger späterer Ausgleichsansprtiche begehrt.

Mit dieser Klage ist der Kläger durch Urteil des 
Landgerichts Hof abgewiesen worden. Auf seine Berufung 
hin ist durch das am 26. November 1952 verkündete Ur­
teil des Oberlandesgerichts in Bamberg der Beklagte* 
entsprechend den Klageanträgen verurteilt worden.

Der Beklagte beantragte am 19- Mai 1953 durch 
seinen Prozeßbevollmächtigten II. Instanz beim Bun­
desgerichtshof das Armenrecht zur Durchführung der 
Revision. Mit Schreiben vom 22.. Mai 1953 ist der Pro- 
zeßbevollmächtigte des Eeklagten benachrichtigt wor­
den, daß das Armenrechtsgesuch an das Bayerische 
Oberste Landesgericht in München abgegeben worden sei, 
da dieses Gericht zur Entscheidung zuständig sei. Der 
abgegebene Antrag ging beim Bayerischen Obersten Lan­
desgericht am 28. Mai 1953» also nach Ablauf der Re- 
vislonsfrist ein. Mit Schriftsatz vom 10. Juli 1953» 
eingegsngen beim Bayerischen Obersten Landesgericht 
am 11 Juli 1953» hat der Prozeßbevollmächtigte des 
Beklagten Revision eingelegt, soweit es das Verfah­
ren vor dem Obersten Lendesgericht betrifft. Gleich­
zeitig hat er beantragt, dem Beklagten für die Ver­
säumung der Revisionsfrist Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewahren. Dieser Antrag ist im we­
sentlichen damit begründet, daß zuerst Zweifel wegen
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der Revisionssumme bestanden hätten und daß ausser­
dem verschiedene Punkte mit einem Prozeßagenten, der 
zeitweise für den Beklagten tätig war, hätten geklärt 
werden müssen. Bezüglich der Übersendung des Armen- 
rechtsantrags an den Bundesgerichtshof fährt der Be­
klagte aus, daß dieser an sich rechtzeitig abgegan­
gen sei und eine Wiedereinsetzung andererseits unver­
meidbar gewesen wäre, weil auch das Oberste Landesge­
richt nicht innerhalb der Revisionsfrist über das Ar­
menrecht sge such hätte entscheiden können. Die Partei, 
die an der Verzögerung überhaupt kein Verschulden 
treffe, stünde deshalb nicht anders, wenn der Antrag 
sofort an die zuständige Stelle gegangen wäre.

Das Bayerische Oberste Landesgericht hat durch 
Beschluss vom 28. Juli 1953 den Bundesgerichtshof 
zur Entscheidung über die Revision für zuständig er­
klärt.

Dem Wiedereinsetzungsantrag kann nicht stattge­
geben werden« Eine Wiedereinsetzung kann nur gewährt 
werden, wenn die Fristversäumung sich als unabwend­
baren Zufall darstellt (§ 233 ZPO). Ein unabwendba­
rer Zufall liegt nicht vor, wenn die Fristversäumung 
bei Wahrung der äussersten in Betracht kommenden 
Sorgfalt hätte vermieden werden können. Einem Ver­
schulden der Partei steht ein Verschulden ihres Be- 
vol3.mächtigten gleich. Als ein Verschulden des Pro- 
zeßbevollmächtigten des Beklagten muß es angesehen 
werden, wenn dieser das Armenrechtsgesuch einem nicht 
zur Entscheidung berufenen Gericht zugeleitet hat«

ischen Oberlandesgerichte ist zunächst gemäß §§ 7 
EGZPO, 8 EGGVG das Bayerische Oberste Landesgericht 
zuständig. Die Einreichung einer Revision oder auch

Für alle Fälle der Revision
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eines Antrages auf Bewilligung des Armenrechts fUr die 
Revisionsinstanz beim Bundesgerichtshof ist deshalb bei 
einer unzuständigen Behörde erfolgt>

Die Nichtbeachtung dieser Vorschriften hat auch 
den verspäteten Eingang der Akten und des Gesuchs bei 
dem zuständigen Obersten Lendesgericht*zur E d g e  gehabt* 
denn sie sind im normalen Geschäftsgang ohne Verzögerung 
an das Bayerische Oberste Landesgericht weitergeleitet 
worden. Ein unabwendbarer Zufall für den Beklagten muß 
daher verneint werden.

Selbst wenn bei rechtzeitigem Eingang des Armen- 
rechtsgesuchs bei dem zur Entscheidung zuständigen Bayer-^; 
isehen Obersten Landesgerieht, wie der Beklagte meint, 
ebenfalls nicht rechtzeitig über den Antrag entschieden 
worden wäre und einem Wiedereinsetzungsantrag stattzu­
geben wäre, rechtfertigt dies nicht eine Wiedereinset­
zung in einem Palle, in dem die Versäumung der Prist auf 
einem dem Beklagten zurechenbaren Vei'hal en beruht.
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Die Kostenentscheidung folgt aus §

Dr* Kleinev/efers Dr. Gelhaar
Hanebeek Dr.

91 ZPO.

Dr. fieyer
Bode
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